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A. Bericht des Abgeordneten Hirsch 


Der Deutsche Bundestag hat die Gesetzentwürfe 
— Drucksachen V/4220, V/4326, V/4330 — in seiner 
236. Sitzung am 11. Juni 1969 in erster Lesung be- 
handelt und an den Rechtsausschuß überwiesen. Der 
Rechtsausschuß hat darüber in seiner Sitzung am 
18. Juni 1969 beraten. 

Der vorgelegte Entwurf weicht in seiner Fassung 
sowohl von dem Regierungsentwurf — Drucksache 
V/4220 — also auch von den Entwürfen der Fraktion 
der CDU/CSU — Drucksache V/4326 — und der 
Fraktion der SPD — Drucksache V/4330 — ab. Im 
Gegensatz zum Regierungsentwurf - — Drucksache 
V/4220 — hält der Ausschuß am Grundsatz der Ver- 
jährbarkeit von Mord fest, wie das in den Entwürfen 
der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache V/4326 — 
und der Fraktion der SPD — Drucksache V/4330 — 
vorgesehen war. Der Entwurf verfolgt das Ziel, § 78 


Abs. 2, Abs. 3 Nr. 1 und 2 StGB i. d. F. des 2. StrRG 
in einer Weise zu übernehmen, die an das geltende 
Recht angepaßt ist. Außerdem bringt er auch eine 
Aufhebung der Vollstreckungsverjährung für Strafen 
wegen Völkermordes (§ 220 a StGB) entsprechend 
§ 79 Abs. 2 erster Teilsatz StGB i. d. F. des 2, StrRG, 
da es insoweit inkonsequent wäre, es bei einer Än- 
derung der Verfolgungsverjährung allein zu belas- 
sen. Ferner soll der Entwurf durch einen neu ein- 
gefügten Artikel 4 das Verhältnis zu dem Gesetz 
über die Berechnung strafrechtlicher Verjährungs- 
fristen klären. 

Eine Minderheit des Ausschusses hat zwar die 
Grundlage des Entwurfs — Verjährungsfrist von 
dreißig Jahren für Mord und Rückwirkung auf die 
noch nicht verjährten Fälle — akzeptiert, aber als 
Ergänzung vorgeschlagen: 
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1. die Rückwirkung auf die Täterfälie des Mordes, 
allenfalls unter Einschluß der tätergleichen Bei- 
hilfefälle („Tat eines Mordgehilfen, dessen Schuld 
der eines Mörders gleichsteht"), zu beschränken, 

2. den § 3 des Entwurfs des Rechtsausschusses vom 
19. März 1965 (Drucksache IV/3220) über „Ver- 
fahrensvorschriften'' als Artikel 3 a in den jetzi- 
gen Gesetzentwurf zu übernehmen. 

Als Ziel des Vorschlags zu 1. hat die Minderheit 
bezeichnet, die Masse der Beihilfefälle aus der Rück- 
wirkung auszunehmen, so daß diese sich auf die 
Fälle „unerträglichen Unrechts" beschränkt. 

Der Vorschlag zu 2. soll nach den Erklärungen 
der Minderheit die Justiz in die Lage versetzen, die 
übergroße Masse der schwebenden Verfahren durch 
vereinfachte und beschleunigte Ausscheidung der 
Fälle, in denen eine Verurteilung nach der gegebe- 
nen Beweislage unwahrscheinlich ist, auf die schwer- 
sten und schweren Fälle zu konzentrieren, so daß 
sich die Dauer der Ermittlungsverfahren auf ein er- 
trägliches Maß verkürzt. In die gleiche Richtung und 
auf die gleiche Wirkung zielt die Bestimmung, daß 
bei Tätern von untergeordnetem Rang, beschränkter 
Entschlußfreiheit und dadurch erheblich geminderter 
Schuld von der Erhebung der öffentlichen Klage ab- 
gesehen werden kann. 

Die dementsprechenden beiden Anträge der Min- 
derheit sind mit Mehrheit abgelehnt worden. Hin- 
sichtlich des Vorschlags zu 1. war die Mehrheit des 
Ausschusses der Auffassung, daß das Urteil des 
Bundesgerichtshofs vom 20. Mai 1969 zu § 50 Abs. 2 
StGB der Forderung nach einer Differenzierung zwi- 
schen Tätern und Gehilfen in ausreichender Weise 
Rechnung trage. Eine darüber hinausgehende Son- 
derregelung für Gehilfen auch in den Fällen, in 
denen tatbezogene Mordmerkmale (z. B. heimtücki- 
sche oder grausame Begehungsweise) vorliegen, er- 
schien der Mehrheit — vor allem angesichts des von 
der Rechtsprechung weit ausgelegten Beihilfebegriffs 
— nicht gerechtfertigt. Die Bedenken der Mehrheit 
gegen eine derartige weitergehende Differenzierung 
konnten auch durch die Bereitschaft der Minderheit 
nicht ausgeräumt werden, tätergleiche Beihilfefälle 
noch in die Verlängerung der Verjährung miteinzu- 
beziehen. Die Definition der tätergieichen Beihilfe- 
fälle als „Tat eines Mordgehilfen, dessen Schuld der 
eines Mörders gleichsteht" erschien der Mehrheit 
dogmatisch bedenklich und unpraktikabel. Schließ- 
lich war die Mehrheit der Auffassung, daß die Ver- 
längerung der laufenden Verjährungsfristen im vor- 
gelegten Entwurf in allen Punkten der Verjährungs- 
regelung im künftigen Strafrecht entsprechen sollte, 
die der Bundestag in § 78 Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 1 
und 2 des 2. StrRG bereits beschlossen hat. 

Den Vorschlag zu 2. lehnte die Mehrheit aus der 
Erwägung ab, daß nach Ablehnung der von der Min- 
derheit geforderten weiteren Differenzierung zwi- 
schen Tätern und Gehilfen besondere Verfahrens- 
regelungen überflüssig seien, zumal sie mit den all- 
gemeinen Grundsätzen des Strafverfahrensrechts nur 
schwer in Einklang zu bringen seien. 


Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 — Überschrift 

Der Entwurf sieht entsprechend den bisherigen 
Strafrechtsänderungsgesetzen für Artikel 1 die neu- 
trale Überschrift „Änderung des Strafgesetzbuches" 
vor. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Der Entwurf der CDU/CSU-Fraktion — Druck- 
sache V/4326 — übernimmt in Artikel 1 die Regelung 
des § 78 Abs. 2 und 3 Nr. 1 StGB i. d. F. des 2. StrRG, 
ohne daß die auf das neue Strafgesetzbuch ab 1. Ok- 
tober 1973 zugeschnittene Regelung in genügendem 
Maße an das geltende Recht angepaßt ist. Der SPD- 
Entwurf — Drucksache V/4330 — ist zwar in seinen 
Vorschlägen an das geltende Recht angelehnt, be- 
schränkt aber die Aufhebung der Verjährungsfrist 
bei Völkermord auf die Verfolgungsverjährung. Das 
hätte zur Folge, daß nach der dann bis 1. Oktober 
1973 geltenden Regelung entsprechend dem 2. StrRG 
zwar die Verfolgungsverjährung aufgehoben würde, 
die Vollstreckungsverjährung bei Strafen wegen 
Völkermordes dagegen bestehenbliebe. 

Es empfiehlt sich eine Gleichstellung beider Ver- 
jährungen aber zumindest beim Völkermord. Der 
Entwurf übernimmt deshalb die in § 79 Abs. 2 erster 
Teilsatz StGB i. d. F. des 2. StrRG getroffene Rege- 
lung. 

Von einer Aufhebung der Vollstreckungsverjäh- 
rung allgemein auch bei lebenslangen Freiheitsstra- 
fen entsprechend § 79 Abs. 2 (2. Teilsatz) StGB i. d. F. 
des 2. StrRG wurde indes abgesehen. Eine zwin- 
gende praktische Notwendigkeit für eine Aufhebung 
besteht hier schon deswegen nicht, weil durch § 72 
StGB in weitestmöglichem Umfang die Unterbre- 
chung der Vollstreckungsverjährung gewährleistet 
ist. 

Mit Rücksicht darauf kann im Rahmen dieses Ent- 
wurfs auch von einer Übernahme des längere Fri- 
sten vorsehenden § 79 Abs. 3 StGB i, d. F. des 
2. StrRG abgesehen werden, zumal die dort getrof- 
fene Regelung auf die Rechtslage ab 1. Oktober 1973 
abzielt und noch weitere Reformarbeiten im Rahmen 
des Einführungsgesetzes zum neuen Strafgesetzbuch 
erfordert. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die hier vorgesehene Neuregelung schlägt vor, 
§ 67 Abs. 1 StGB an die Fassung des § 78 Abs. 3 
Nr. 1 und 2 StGB i. d. F. des 2. StrRG anzugleichen. 
Der Begriff „lebenslange Freiheitsstrafe" umfaßt 
auch, wie keiner weiteren Begründung bedarf, die 
lebenslange Zuchthausstrafe. Die Verlängerung der 
Verjährungsfrist in der Numer 2 von fünfzehn auf 
zwanzig Jahre erscheint nach der Verlängerung der 
Frist in Nummer 1 von zwanzig auf dreißig Jahre 
folgerichtig, weil sonst eine Kluft bei diesen Verjäh- 
rungsfristen entstehen würde. Die Nummer 3 beläßt 
es hingegen bei der bisherigen Regelung. Die in § 78 


2 



Drucksache V/4415 


Deutscher Bu ndestag — 5. W ahlperiode 


Abs. 3 Nr. 3 bis 5 StGB i. d. F. des 2. StrRG vorge- 
sehene Neuregelung ist auf das ab 1. Oktober 1973 
geltende Strafrecht ausgericbtet und kann daher 
noch nicht übernommen werden. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Änderung folgt aus der Aufhebung der Voll- 
streckungsverjährung für Strafen wegen Völkermor- 
des in dem neuen § 66 Abs. 2 letzter Teilsatz und 
dient zur Klarstellung. Auf eine weitergehende Ver- 
längerung der Fristen bei der Vollstreckungsver- 
jährung wurde aus den zu Artikel 1 Nr. 1 dargeleg- 
ten Gründen verzichtet. 


Zu Artikel 2 

Die Änderung in Nummer 1 berücksichtigt, daß 
die Worte „lebenslangem Zuchthaus" bereits in Ar- 
tikel 1 Nr. 2 durch die Worte „lebenslanger Frei- 
heitsstrafe" ersetzt sind. Die Regelung in Artikel 2 
Nr. 2 ist erforderlich, um sicherzustellen, daß die in 
Artikel 1 Nr. 3 vorgesehene Änderung auch nach 
der Neufassung des § 70 durch Artikel 1 Nr. 26 des 
1. StrRG am 1. April 1970 bestehenbleibt. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift entspricht den Vorschlägen in den 
Entwürfen der Bundesregierung und der Fraktionen 
der CDU/CSU und der SPD in einer an die Abwei- 
chungen in Artikel 1 angepaßten Fassung. Sie 
schreibt die sogenannte kleine Rückwirkung vor, die 


verfassungsrechtlich unbedenklich ist (vgl. Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichts vom 26. Februar 1969 
— 2 BvL 15/68, 2 BvL 23/68). 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift stellt, um auch entfernteste Zweifel 
auszuschließen, klar, daß § 1 des Gesetzes über die 
Berechnung strafrechtlicher Verjährungsfristen un- 
berührt bleibt. Das bedeutet, daß in den Fällen des 
§ 1 des Berechnungsgesetzes bei der Berechnung 
der Verjährungsfrist die Zeit vom 8. Mai 1945 bis 
31. Dezember 1949 außer Ansatz bleibt. Die Zeit vom 
8. Mai 1945 bis 31. Dezember 1949 darf also nicht 
in die 30jährige Verjährungsfrist eingerechnet wer- 
den mit der Begründung, das Berechnungsgesetz be- 
deute praktisch eine Verlängerung der Verjährungs- 
frist um vier Jahre. Bei NS-Verbrechen hat die Ver- 
folgungsverjährung zunächst mindestens bis zum 
8. Mai 1945 geruht. Daran schließt sich der im Be- 
rechnungsgesetz bestimmte Zeitraum vom 8. Mai 1945 
bis zum 31. Dezember 1949 an, der bei der Berech- 
nung der Verjährungsfrist für die näher bestimmten 
Verbrechen außer Ansatz bleibt. Die 30jährige Ver- 
jährungsfrist für NS-Mordverbrechen ist also vom 
Ablauf des 31. Dezember 1949 an zu rechnen. 


Zu Artikel 5 und 6 

Die Artikel 5 und 6 enthalten die Berlin-Klausel 
und die Vorschrift über das Inkrafttreten. Die durch 
Artikel 2 geänderten Vorschriften des 1. StrRG tre- 
ten am 1. April 1970 in Kraft. Das folgt aus Arti- 
kel 105 1. StrRG. 


Bonn, den 19. Juni 1969 


Hirsch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen V/4220, V/4326, 
V/4330 — in der aus der Anlage ersichtlichen 
Fassung anzunehmen; 

2. die hierzu eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 19. Juni 1969 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Reischl 

Stellv. Vorsitzender 


Hirsch 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf 

eines Neunten Strafrechtsänderungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

1. § 66 erhält folgende Fassung: 

„§ 66 

(1) Durch Verjährung werden die Strafverfol- 
gung und die Strafvollstreckung ausgeschlossen. 

(2) Die Strafverfolgung von Verbrechen nach 
§ 220 a (Völkermord) und die Vollstreckung von 
Strafen wegen Völkermordes (§ 220 a) verjähren 
nicht." 

2. § 67 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Strafverfolgung von Verbrechen, die 
nicht in § 66 Abs. 2 genannt sind, verjährt in 

1. dreißig Jahren, wenn sie mit lebens- 
langer Freiheitsstrafe bedroht sind, 

2. zwanzig Jahren, wenn sie im Höchst- 
maß mit Freiheitsstrafe von mehr als 
zehn Jahren bedroht sind, 

3. zehn Jahren, wenn sie mit einer ge- 
ringeren Freiheitsstrafe bedroht sind." 

3. In § 70 Abs. 1 werden nach dem Wort „Strafen" 
die Worte „ , die nicht in § 66 Abs. 2 genannt 
sind," eingefügt. 


Artikel 2 

Änderung des Ersten Gesetzes 
zur Reform des Strafrechts 

Das Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) wird wie 

folgt geändert: 


1. Artikel 1 Nr. 25 erhält folgende Fassung: 

„25. In § 67 Abs. 2 wird das Wort „Gefängnis- 
strafe" durch das Wort „Freiheitsstrafe" er- 
setzt." 

2. In Artikel 1 Nr. 26 Buchstabe a werden nach dem 
Wort „Strafen" die Worte „ , die nicht in § 66 
Abs. 2 genannt sind," eingefügt. 


Artikel 3 

Anwendung auf früher begangene Taten 

§ 66 Abs. 2 und § 67 Abs. 1 des Strafgesetzbuches 
in der Fassung des Artikels 1 gelten auch für früher 
begangene Taten und früher verhängte Strafen, 
wenn die Verfolgung und Vollstreckung beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes noch nicht verjährt sind. 


Artikel 4 

Verhältnis zum Gesetz über die Berechnung 
strafrechtlicher V er j ährungsf risten 

§ 1 des Gesetzes über die Berechnung strafrecht- 
licher Verjährungsfristen vom 13. April 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 315) bleibt unberührt. 


Artikel 5 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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